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1. 	 Satzung über die Aufwandsentschädigung und Auslagenersatz für die ehren­
amtlichen Angehörigen der freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein 
vom 27.09.2016 

Gemäß § 22 Abs. 1 und 2 des Gesetzes zur Neuregelung des Brandschutzes, der 
Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes (BHKG) vom 17.12.2015 (GV NRW, Seite 885) 
und des § 7 Abs. 1 i.V.m. § 41 Abs. Satz 2 Buchstabe f der der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 
1994 S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.02.2015 (GV NRW 2015 S. 208) hat der 
Rat der Stadt Emmerich am Rhein in seiner Sitzung am 20.09.2016 folgende Satzung 
beschlossen. 

§ 1 
Grundsätze der Aufwandsentschädigung 

(1) Die Stadt Emmerich am Rhein zahlt den ehrenamtlichen Führungskräften und 
Inhabern von Sonderfunktionen der Freiwilligen Feuerwehr eine Aufwands-
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entschädigung, deren Höhe sich nach der jeweils wahrgenommenen Funktion in 
der Feuerwehr richtet. Diese Regelung gilt für folgende Funktionen: 

• Wehrführer/Wehrführerin 
• Stv. Wehrführer/Wehrführerin 
• Zugführer/Zugführerin Löschzug Stadt und Sonstige 
• Stv. Zugführer/Zugführerin Löschzug Stadt und Sonstige 
• Jugendwart/Jugendwartin 
• Stv. Jugendwart/Jugendwartin 
• Gerätewart/Gerätewartin 
• Erwerb des Löschbootpatentes 

(2) 	 Bei Mehrfachfunktionen wird nur die Pauschale der höchsten Funktion gewährt. 

(3) 	 Durch die Aufwandsentschädigung sind die mit der Wahrnehmung des Ehrenamtes 
verbundenen notwendigen Barausgaben und sonstigen persönlichen Kosten (Telefon, 
Benzingeld für Fahrten im Stadtgebiet, Schreibmaterial, EDV u. ä.) abgegolten, so 
dass kein individueller Auslagensatz zusätzlich verlangt werden kann. Hiervon 
ausgenommen bleiben Verdienstausfallentschädigungen und Kosten für die Reisen 
außerhalb des Stadtgebietes. 

§ 2 

Höhe der Aufwandsentschädigung


(1) 	 Die Aufwandsentschädigung für Funktionsträger werden als monatliche Beiträge wie 
folgt festgelegt: 

• Wehrführer/Wehrführerin 	 150,00 € 
• Stv. Wehrführer/Wehrführerin 	 75,00 € 
•	 Zugführer/Zugführerin Löschzug Stadt 60,00 € 


Sonstige  50,00 € 

•	 Stv. Zugführer/Zugführerin Löschzug Stadt 30,00 € 


Sonstige  25,00 € 

• Jugendwart/Jugendwartin 	 50,00 € 
• Stv. Jugendwart/Jugendwartin 	 25,00 € 
• Gerätewart/Gerätewartin 	 25,00 € 

(2) 	 Die Aufwandsentschädigung für die Ausbildung zum Erwerb des Behördenpatentes 
(Löschbootpatent) beträgt 500,00 €. 

§ 3 

Zahlung der Aufwandsentschädigung 


(1) 	 Die Aufwandsentschädigungen nach § 2 werden jeweils für einen vollen Kalender­
monat gewährt, auch wenn die Funktion während des Monats aufgenommen oder 
beendet wurde. Sie werden monatlich im Voraus gezahlt. 

(2) 	 Die Zahlung der Aufwandsentschädigung entfällt, wenn der Empfänger länger als drei 
Monate ohne Unterbrechung seine ehrenamtliche Funktion nicht wahrnimmt, für die 
über drei Monate hinausgehende Zeit. Die Zahlung entfällt unmittelbar mit Monats­
ablauf bei Ausschluss und Austritt aus der Feuerwehr oder bei Funktionsenthebung. 
Der Wehrführer kann bei nicht pflichtgemäßer Aufgabenwahrnehmung die Aufwands­
entschädigung auf Null kürzen.  
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(3) 	 Die Zahlung der Aufwandsentschädigung für den Erwerb des Behördenpatentes 
(Löschbootpatent) erfolgt als Einmalzahlung. 

§ 4 
Auslagenersatz 

Alle ehrenamtlichen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr erhalten den Ersatz ihrer 
Auslagen, die sie während ihrer Tätigkeit für die Feuerwehr haben aufbringen müssen. 
Hierunter fallen Einsätze und Übungen; letzte umfassen sowohl praktische Feuerwehr­
übungen als auch Ausbildungsveranstaltungen auf Stadt- und Kreisebene. Der Auslagen­
ersatz wird pauschal gewährt und beträgt 4,-- € pro Ereignis. Die Dokumentation hierüber 
obliegt dem Leiter der Feuerwehr. Die Auszahlung erfolgt jährlich als Barauszahlung. 
Abrechnungsbasis ist der 31.10. eines Jahres. 

§ 5 

Steuer- und Sozialversicherung 


Die Empfänger der Entschädigungszahlungen haben die korrekte steuerliche und 
sozialversicherungsrechtliche Behandlung der empfangenen Gelder selbst sicherzustellen. 
Die Stadt Emmerich am Rhein ist von jeder Haftung freigestellt. 

§ 6 
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 
13.12.2011 in der Fassung vom 16.12.2014 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 
Die Satzung über die Aufwandsentschädigung und Auslagenersatz für die ehrenamtlichen 
Angehörigen der freiwilligen Feuerwehr der Stadt Emmerich am Rhein vom 27.09.2016 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Emmerich am Rhein vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

Emmerich am Rhein, den 27.09.2016 

Peter Hinze 
Bürgermeister 
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2. Wahl einer Schiedsperson 

Die nachfolgende Person wurde vom Rat der Stadt Emmerich am Rhein, in seiner Sitzung 
vom 20.09.2016, für die Dauer von 5 Jahren als Schiedsperson gewählt. 

Gemäß den Verwaltungsvorschriften Ziffer 2 zu § 5 Schiedsamtsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(SchAG NW) lauten Namen und Amtssitz der gewählten Schiedsperson wie folgt: 

Ordentlicher Schiedsmann Bezirk IV 

Klaus Verwerich, Klosterstr. 30, 46446 Emmerich am Rhein, Tel.: 02828/902480 

Gleichzeitig wurde Herr Verwerich als stellvertretender Schiedsmann für den Bezirk III 
gewählt. 

Emmerich am Rhein, den 01.10.2016 

Peter Hinze 
Bürgermeister 

3. Bekanntmachung der Bezirksregierung Düsseldorf – Flurbereinigungsbehörde 
Vereinfachte Flurbereinigung Deich Kalkar-Hönnepel Az.: 33 – 16 03 1.1  
Ausführungsanordnung 

Bezirksregierung Düsseldorf Mönchengladbach, 30.09.2016 
Flurbereinigungsbehörde Dienstgebäude: 
- Dezernat 33 -	 41061 Mönchengladbach 

Croonsallee 36-40 
Tel.: 0211 / 475-9803 
Fax: 0211 / 475-9792 

Ausführungsanordnung 
In der vereinfachten Flurbereinigung Deich Kalkar-Hönnepel wird hiermit gem. § 61 
Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) die Ausführung des Flurbereinigungsplanes Deich Kalkar-
Hönnepel (Stand Nachtrag 1) mit den folgenden Wirkungen angeordnet: 
1. 	Mit dem 01.12.2016 tritt der im Flurbereinigungsplan Deich Kalkar-Hönnepel (Stand 

Nachtrag 1) vorgesehene neue Rechtszustand an die Stelle des bisherigen; das heißt, 
die im Flurbereinigungsplan Deich Kalkar-Hönnepel enthaltene Neuordnung des 
Eigentums und der sonstigen privatrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Verhältnisse 
tritt in Kraft (§ 61 Satz 2 FlurbG). 

2. 	 Mit dem gleichen Zeitpunkt treten die Landabfindungen hinsichtlich der Rechte an den 
alten Grundstücken und der diese Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, die 
nicht aufgehoben werden, an die Stelle der alten Grundstücke. Die örtlich gebundenen 
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öffentlichen Lasten, die auf den alten Grundstücken ruhen, gehen auf die in deren 
örtlicher Lage ausgewiesenen neuen Grundstücke über (§ 68 Abs. 1 FlurbG). 

3. 	 Die Einweisung in den Besitz, die Verwaltung und Nutzung der im Flurbereinigungsplan 
Deich Kalkar-Hönnepel (Stand Nachtrag 1) ausgewiesenen neuen Grundstücke erfolgte 
durch vorläufige Besitzeinweisung vom 02.11.2015. Weitere Regelungen sind nicht 
erforderlich. 

4. 	 Wird der ausgeführte Flurbereinigungsplan unanfechtbar geändert, wirkt diese Änderung 
in rechtlicher Hinsicht auf den 01.12.2016 zurück (§ 64 Satz 2 i.V.m. § 63 Abs. 2 
FlurbG). 

5. 	 Innerhalb einer Frist von 3 Monaten, vom ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung 
dieses Verwaltungsaktes an gerechnet, können gem. § 71 FlurbG i.V.m. § 62 Abs. 1 
FlurbG mangels einer Einigung zwischen den Vertragspartnern bei der 
Flurbereinigungsbehörde folgende Festsetzungen beantragt werden: 
a) Angemessene Verzinsung einer eventuell vom Eigentümer zu leistenden 

Ausgleichszahlung für eine dem Nießbrauch unterliegende Mehrzuteilung von 
Land durch den Nießbraucher (§ 69 Satz 2 FlurbG); 

b) 	 Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder anderweitiger Ausgleich infolge 
eines eventuellen Wertunterschiedes zwischen dem alten und neuen Pachtbesitz 
(§ 70 Abs. 1 FlurbG); 

c) 	 Auflösung des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher Erschwernisse der 
Bewirtschaftung des neuen Pachtbesitzes (§ 70 Abs. 2 FlurbG). 

Dabei können die Anträge zu a) und b) von beiden Vertragspartnern gestellt werden, der 
Antrag zu c) nur vom Pächter. 

Es wird darauf hingewiesen, dass mit der Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes Deich 
Kalkar-Hönnepel (Stand Nachtrag 1) die Veränderungssperren der §§  34 und 85 Nr. 5 FlurbG 
enden. 

Gründe 
Der Erlass der Ausführungsanordnung ist zulässig und begründet. Gemäß § 61 Satz 1 FlurbG 
ordnet die Flurbereinigungsbehörde die Ausführung des Flurbereinigungsplanes an, wenn 
dieser unanfechtbar geworden ist. Der Flurbereinigungsplan Deich Kalkar-Hönnepel (Stand 
Nachtrag 1) ist unanfechtbar geworden. 
Ein Aufschieben der Ausführung des Flurbereinigungsplanes widerspricht dem Gebot der 
zügigen Abwicklung des Verfahrens und verlängert den unerwünschten Zustand der 
Nichtübereinstimmung der tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse. Die Teilnehmer üben 
aufgrund der vorläufigen Besitzeinweisung mit Überleitungsbestimmungen bereits Besitz und 
Nutzung an den neuen Grundstücken aus. Dagegen haben sie bislang keine rechtliche 
Verfügungsmöglichkeit über die neuen Grundstücke. 
Die Ausführungsanordnung führt den im Flurbereinigungsplan vorgesehenen neuen 
Rechtszustand herbei, verschafft den Verfahrensteilnehmern die volle rechtliche 
Verfügungsmöglichkeit über ihre Abfindungsgrundstücke und ist die Voraussetzung für die 
Berichtigung der öffentlichen Bücher. 
Der Erlass der Ausführungsanordnung gem. § 61 FlurbG liegt somit im öffentlichen Interesse 
und im Interesse der Beteiligten. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen die Anordnung der Ausführung des Flurbereinigungsplanes Deich Kalkar-Hönnepel 
kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe (öffentliche Bekanntmachung) Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Bezirksregierung Düsseldorf, Dienstgebäude 
Mönchengladbach, Croonsallee 36-40, 41061 Mönchengladbach, schriftlich oder zur 
Niederschrift zu erheben.  
Der Widerspruch kann auch durch E-Mail erhoben werden. Das elektronische Dokument muss 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 
16.05.2001 (BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung versehen sein und an die 
elektronische Poststelle der Behörde übermittelt werden. 
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Hinweis: 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu 
beachten. Die besonderen technischen Voraussetzungen finden Sie unter www.egvp.de. Hinweise zur 
Widerspruchserhebung in elektronischer Form und zum elektronischen Rechtsverkehr finden Sie auch 
auf der Homepage der Bezirksregierung Düsseldorf (www.brd.nrw.de) unter „Kontakt“. 

Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird die sofortige 
Vollziehung dieses Verwaltungsaktes angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen 
ihn keine aufschiebende Wirkung haben. 

Gründe 
Nach der vorgenannten Vorschrift kann die sofortige Vollziehung angeordnet werden, wenn 
sie im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse der Beteiligten liegt. Die 
Voraussetzungen hierfür sind für die Ausführungsanordnung in dem 
Flurbereinigungsverfahren Deich Kalkar-Hönnepel gegeben. 
Das Interesse des überwiegenden Teils der Verfahrensbeteiligten an der rechtlichen 
Ausführung des Flurbereinigungsplanes Deich Kalkar-Hönnepel (Stand Nachtrag 1) überwiegt 
deutlich das Interesse einzelner Widerspruchsführer an der aufschiebenden Wirkung der 
eingelegten Rechtsbehelfe. 
Die durch die Ausführungsanordnung ausgelösten ineinander greifenden 
Eigentumsveränderungen müssen gleichzeitig wirksam werden. Dies wäre nicht möglich, 
wenn Widersprüche einzelner Teilnehmer aufschiebende Wirkung hätten.
Im Übrigen sind durch die gesetzlichen Bestimmungen des § 79 Abs. 2 FlurbG  die rechtlichen 
Belange der Widerspruchsführer hinreichend gewahrt.  

Rechtsbehelfsbelehrung für die Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 VwGO beantragt werden bei dem 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 
Münster. 

Im Auftrag

 (LS) gezeichnet 
Ralph Merten 

4. 	 Planfeststellungsverfahren nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) für den 
3-gleisigen Ausbau der Strecke „ABS 46/2 Grenze D/NL – Emmerich - Oberhausen“, 
Planfeststellungsabschnitt (PFA) 3.3 Emmerich-Praest      
Anhörungsverfahren/Deckblatt 

Die DB ProjektBau GmbH hat für das oben angegebene Bauvorhaben die Durchführung des 
Planfeststellungsverfahrens nach §§ 18 ff Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) beantragt. 

Geplant ist der Bau eines zusätzlichen dritten Gleises parallel zur vorhandenen Eisenbahn­
strecke mit den notwendigen Folgemaßnahmen. Dabei sind auch der Umbau des Haltepunk­
tes Praest und der Neubau von Lärmschutzwänden vorgesehen. Weiterhin sollen Bahnüber­
gänge zurückgebaut und – soweit sie nicht ganz entfallen - durch Neubauten direkt oder durch 
Ersatzbauwerke indirekt ersetzt werden. Als Ersatz- oder Neubauwerke werden die Straßen 
(SÜ) - oder Eisenbahnüberführungen (EÜ) an der „Baumannstraße“ (SÜ), der „Sulenstraße“ 
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(EÜ), „Praestsches Feld“ (EÜ) und der „Broichstraße“ (EÜ) errichtet. Hinzu kommen noch 
einige Durchlässe. 

Der Antrag zum PFA 3.3 Emmerich-Praest umfasst den 4,454 km langen Streckenabschnitt 
zwischen der Stadtgrenze Rees/ Emmerich (in Höhe Kerstenstraße) und dem derzeitigen BÜ 
Schwarzer Weg (entfällt künftig) in der Ortslage Vrasselt (daran anschließend PFA 3.4 
Emmerich). Antragsgegenstand ist auch die Festsetzung von trassenfernen landschaftsrechtli­
chen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf Flächen in Emmerich, Gemarkungen Praest und 
Vrasselt. 

Der Plan hat in der Zeit vom 19. März bis zum 18. April 2012 im Rathaus der Stadt Emmerich 
am Rhein zur allgemeinen Einsichtnahme ausgelegen. In der Zeit der Offenlage sowie der 
sich weiterhin anschließenden Einwendungsfrist wurden Einwendungen erhoben. Aufgrund 
der zwischenzeitlich eingetretenen Planänderungen wurde ein Deckblatt erstellt. 

Dieses Deckblatt umfasst im Wesentlichen einen zusätzlichen bahnlinken (südlich der Gleise 
liegenden) Zugang zum Bahnsteig im Bereich Raiffeisenstraße. Der Wendekreis „Schwarzer 
Weg“ wurde den Erkenntnissen der Entwurfsplanung angepasst. Der Rückbau des Bahn­
übergangs Kerstenstraße (ursprünglich als gesondertes Verfahren dargestellt) wurde in die 
Planfeststellungsunterlage aufgenommen. An einer Vielzahl von Grundstücken ändert sich 
zudem das Maß der flächenmäßigen Inanspruchnahme durch die Vorhabenträgerin. 

Die Vorhabenträgerin hat des Weiteren die nachfolgend aufgeführten Unterlagen nach § 6 
UVPG geändert bzw. erstellt, die Bestandteil der Antragsunterlagen sind bzw. werden: 

Bezeichnung der Unterlage Verfasser Datum 
Artenschutzrechtlicher Beitrag 
(ABS, Anlage 10.6) 

DB Netz AG 08.01.2016 

Aufgrund der geänderten Betroffenheiten in den o. a. Bereichen kommt das Deckblatt nun zur 
Offenlage. 

Das Deckblatt (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit  

vom 07.11.2016 bis 06.12.2016  

im Rathaus der Stadt Emmerich am Rhein, 
Geistmarkt 1, 46446 Emmerich am Rhein 

1. OG Altbau, Europasaal (Raum 101) 

während der allgemeinen Dienststunden 

Montag bis Freitag von 8:30 Uhr bis 12:15 Uhr 
Montag bis Mittwoch von 14:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
Donnerstag von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

zur allgemeinen Einsichtnahme aus.  

1. 	 Jeder, dessen Belange durch die Änderungen erstmalig berührt werden oder dessen 
Betroffenheit seiner Belange durch die Änderungen verstärkt wird, kann bis spätestens 
zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 21.12.2016, bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf, Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf (Anhörungsbehörde) 
oder bei der Stadt Emmerich am Rhein, Fachbereich 5 / Stadtentwicklung, Geistmarkt 1, 
46446 Emmerich am Rhein, Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur 
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Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das 
Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. Gleiches gilt, soweit zusätzliche oder andere 
erhebliche Umweltauswirkungen zu besorgen sind. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 18 Satz 2 AEG i.V.m. § 73 Abs. 4 
Satz 3 VwVfG NRW). 

Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist 
ebenfalls ausgeschlossen (§ 18 S. 2 AEG i.V.m. § 73 Abs. 4 Satz 5 und 6 VwVfG NRW).  

Der Einwendungsausschluss beschränkt sich bei Einwendungen und Stellungnahmen, die 
sich auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG beziehen, nur auf dieses Verwaltungs­
verfahren. 

Die im Verfahren bisher fristgerecht erhobenen Einwendungen bleiben unangetastet 
und werden im weiteren Verfahren berücksichtigt. 

Die Bezirksregierung Düsseldorf bietet die Möglichkeit an, Einwendungen in rechtsver­
bindlicher elektronischer Form gemäß § 3a VwVfG NRW über das  Elektronische Gerichts- 
und Verwaltungspostfach (EGVP) zu senden. Wegen der diesbezüglichen Zugangs­
voraussetzungen wird auf die Internetveröffentlichung unter 
www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html verwiesen. Eine einfache E-Mail erfüllt diese 
Anforderungen nicht und bleibt daher unberücksichtigt. 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit 
Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. 
Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

Die Anhörungsbehörde wird gleichförmige Eingaben, die die Angaben nach § 17 Abs. 1 
Satz 1 VwVfG NRW nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen 
Seite enthalten oder dem Erfordernis des § 17 Abs. 1 Satz 2 VwVfG NRW nicht 
entsprechen, gemäß § 17 Abs. 2 Satz 1 VwVfG NRW unberücksichtigt lassen. Die 
Anhörungsbehörde wird ferner gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt lassen, 
als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben 
haben (§ 17 Abs. 2 Satz 3 VwVfG NRW). 

2. 	 Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen 
nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW. 

3. 	 Die Anhörungsbehörde kann im Regelfall von der Erörterung im Sinne des § 73 Abs. 6 
VwVfG NRW und des § 9 Abs. 1 Satz 3 UVPG absehen (§ 18a Nr. 2 AEG). 

Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht werden. Ferner 
werden diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bei gleichförmigen 
Einwendungen der Vertreter, von dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 17 VwVfG 
NRW). 

Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der Vorhabenträgerin mehr als 50 
Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden (§ 18 S. 2 AEG i. V. m. § 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG NRW). 
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Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu 
geben ist. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 
werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. Der 
Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

4. 	 Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellung­
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet. 

5. 	 Entschädigungsansprüche werden, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem 
Grunde nach zu entscheiden ist, nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem 
gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt. 

6. 	 Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungs­
verfahrens durch die Planfeststellungsbehörde (Bezirksregierung Düsseldorf) entschieden. 
Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und 
diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekannt­
machung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind (§ 74 Abs. 5 
Satz 1 VwVfG NRW). 

7. 	 Vom Beginn der Auslegung des Plans tritt die Veränderungssperre nach § 19 Abs. 1 AEG 
in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger des Bauvorhabens ein 
Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 19 Abs. 3 AEG). 

8. 	 Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen, 

-	 dass die für das Verfahren zuständige Behörde und die für die Entscheidung 
über die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde die Bezirksregierung 
Düsseldorf ist, 

-	 dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss 

entschieden werden wird, 


-	 dass die ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 Abs. 3 UVPG notwendigen 

Angaben enthalten und


-	 dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der 
Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß § 9 Abs. 1 UVPG 
ist. 

Emmerich, 12.10.2016 
Der Bürgermeister 

Peter Hinze 
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